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Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 158, Sitzung am 4. Mai 
1961 beschlossene Gesetz über die Sicherung von Beweisen in 
besonderen Fällen — Drucksachen 435, 2687, zu 2687 — wird 
nach Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse 
geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der 
Vermittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundes- 
tag über die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 9. Juni 1961 


Der Vermittlungsausschuß 

Dr. Zinn Dr. Menzel 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Änderungen 

des 

Gesetzes über die Sicherung von Beweisen 
in besonderen Fällen 


i- § i 

a) Der bisherige § 1 wird Absatz 1; in dessen 
Satz 1 werden die Worte „die nach dem 
8. Mai 1945 in der .sowjetischen Besatzungs- 
zone Deutschlands" durch die Worte „die 
nach der Besetzung im Gebiet der sowjeti- 
schen Besatzungszone Deutschlands" ersetzt. 

b) In § 1 wird folgender neuer Absatz 2 ange- 
fügt: 

„(2) Eine Beweissicherung über den Ver- 
lust von Vermögensgegenständen, deren 
Wert insgesamt den Betrag von 500 Deut- 
sche Mark nicht erreicht, findet nicht statt. 
Über den Wert entscheidet das Gericht nach 
freier Überzeugung." 

2 . § 2 

a) § 2 Abs. 1 Nr. 5 

'In § 2 Abs. 1 wird Nr. 5 wie folgt gefaßt: 
„5. Einholung von Auskünften." 

b) § 2 Abs. 1 Satz 2 (neu) v 

In § 2 Abs. 1 wird folgender neuer Satz 2 
angefügt: 

„Nicht als Zeuge, sondern wie der Antrag- 
steller ist zu vernehmen, wer wegen des 
gleichen Vermögensgegenstandes antrags- 
berechtigt wäre." 

3. § 3 

a) § 3 Abs. 2 (neu) 

In § 3 wird folgender neuer Absatz 2 ein- 
gefügt: 

„ (2) Das Amtsgericht Berlin-Schöneberg 
ist ausschließlich zuständig für die Beweis- 
sicherung über Maßnahmen und Rechts- 
geschäfte, die nicht mehr bestehende oder 
handlungsunfähig gewordene juristische 
Personen betreffen." 

Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Ab- 
sätze 3 und 4. 

b) § 3 Abs. 5 (neu) 

In § 3 wird folgender neuer Absatz 5 ange- 
fügt: 

„(5) Die Landesregierungen werden 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Ver- 
fahren nach diesem Gesetz einem Amts- 
gericht für die Bezirke mehrerer Amts- 


gerichte zuzuweisen, sofern die Zusammen- 
fassung für eine sachdienliche Förderung 
und schnellere Erledigung der Verfahren 
erforderlich ist. Die Landesregierungen kön- 
nen die Ermächtigung auf eine oberste Lan- 
desbehörde übertragen." 

4. § 5 Abs. 2 (neu) 

In § 5 ist folgender neuer Absatz 2 einzufügen: 

„(2) Betrifft die Maßnahme oder das Rechts- 
geschäft eine juristische Person, so ist nur 
diese antragsberechtigt. Für nicht mehr beste- 
hende oder handlungsunfähig gewordene juri- 
stische Personen kann der Antrag durch einen 
Pfleger gestellt werden, der auf Antrag durch 
das Amtsgericht Berlin-Schöneberg bestellt 
wird. Die Bestellung kann jeder beantragen, der 
im Zeitpunkt der Maßnahme oder des Rechts- 
geschäfts an der juristischen Person beteiligt 
war, oder sein Rechtsnachfolger; Absatz 4 gilt 
entsprechend." 

Die Absätze 2 und 3 werden Absätze 3 und 4. 
In Absatz 3 (bisher Absatz 2) ist nach „Ab- 
satz 1" einzufügen: „oder Absatz 2 Satz 3". 

5. § 9 Abs. 2 Satz 3 (neu) 

In § 9 Abs. 2 wird folgender neuer Satz 3 an- 
gefügt: 

„Auf der Abschrift sind äußere Mängel einer 
Urkunde, die nicht aus der Abschrift ersichtlich 
sind, sowie sonstige Umstände zu vermerken, 
die gegen die Echtheit der Urkunde sprechen 
können." 

6 . § 10 

§ 10 wird gestrichen. 

7 . § 11 

a) § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 

§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 wird gestrichen. 

b) § 11 Abs. 2 Satz 1 

§ 11 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Dem Antragsteller ist eine beglaubigte Ab- 
schrift der Niederschriften nach § 9 Abs. 1 
und des Vermerks nach § 9 Abs. 2 Satz 3 
zu erteilen." 

8. § 12 Satz 2 

In § 12 Satz 2 wird die Zahl „50" durch „25" und 
die Zahl „100" durch „50" ersetzt. 


2 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2824 


9. § 12 a (neu) 

Nach § 12 ist folgender neuer § 12 a einzufügen: 

„§ 12 a 

Der Bund erstattet den Ländern die Hälfte 
der Kosten, die ihnen durch den Vollzug dieses 
Gesetzes erwachsen. Die Bundesregierung kann 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates bestimmen, in welcher Weise diese 
.. Kosten pauschaul (festgelegt werden. In der 
Rechtsverordnung kann bestimmt werden, daß 
Ländern, denen besondere Aufgaben über ihren 
Bereich hinaus übertragen sind, die hierdurch 


verursachten Aufwendungen bis zur vollen 
Höhe erstattet werden.“ 

10. § 13 Satz 2 (neu) 

In § 13 wird folgender neuer Satz 2 angefügt: 
„Rechtverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes." 

11. § 14 Satz 2 (neu) 

In § 14 wird folgender neuer Satz 2 angefügt: 
„§ 3 Abs. 5 tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft." 
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